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Berlin – Der Entwurf ist fertig, eigentlich
istallesbereit.DasKlimaschutzgesetz soll
zum zentralen Projekt von Umweltminis-
terin Svenja Schulze (SPD) werden: Zum
ersten Mal würde eine Regierung damit
nicht nur vollmundig irgendwelche Ziele
aufstellen, sonderndasGanzeauchmitei-
nemGesetz absichern. Schon vergangene
Woche wollte Schulze das Gesetz vorstel-
len, daraus wurde nichts. Nächster Mitt-
woch, das war der neue Plan. Doch auch
der ist nicht mehr zu halten. Die Spitzen
der Koalition spielen nichtmit.

Beim Koalitionsausschuss am Mitt-
wochabend legtenUnionundSPDdasVor-
haben auf Eis. Das Gesetz, so heißt es nun
aus Unionskreisen, habe zu viel Spreng-
stoffenthalten.UmdasKlima inderKoali-
tionnicht erneutzugefährden,willdieKo-
alition die Sache mit dem Weltklima erst
einmal aufschieben.

ImKoalitionsvertrag ist derAuftrag für
Schulzeklar geregelt:Noch indiesemJahr
soll dieRegierung„eine rechtlichverbind-
licheUmsetzungverabschieden“.Diewie-
derum soll sicherstellen, dass Deutsch-
land seine Klimaziele für 2030 einhält.
Wie sich das schaffen lässt, sollten Exper-
ten ersinnen: eine eigeneKommission für
den Klimaschutz im Verkehr, eine andere
zuGebäuden.Unddasalles„zeitlichparal-
lel“ zu der Arbeit der Kohlekommission.

Zumindest letztere hat geliefert. Ende
Januar legte sie einen umfassenden Plan
für den Abschied von der Kohlekraft vor,
samtHilfen für die betroffenen Regionen.
Doch eine Kommission zur „Zukunft der
Mobilität“ tagt immer noch; nach Lage
der Dinge wird sich der Abschlussbericht
verzögern. Zuständig ist hier Verkehrsmi-
nister Andreas Scheuer (CSU), der bislang
für Umwelt und Klimawenig Sympathien
hat erkennen lassen. Die Kommission für
Klimaschutz in Gebäuden, unter der Ägi-
dedesBauministeriumsvonHorst Seeho-
fer, ist noch nicht einmal eingesetzt. Un-
klar ist sogar, ob sie überhaupt eingesetzt
werden wird. Zeitlich parallel jedenfalls
läuft da derzeit überhaupt nichts.

Schon die alte Bundesregierung hatte
in einem Klimaschutzplan für jeden Be-
reich eigene Klimaziele festgelegt. So
müsste der Verkehr seine Emissionen von
zuletzt mehr als 170 Millionen Tonnen
Kohlendioxidaufunter 100MillionenTon-
nen drosseln. Gelingt das nicht, müsste
der Bund im Ausland zusätzliche Emissi-
onszertifikate zukaufen – sowollen es die
Regeln innerhalb der EU. Die Kosten da-
fürwollte Schulze den jeweiligenMiniste-
rien aufbürden. Doch schon daran schei-

den sich die Geister. „Alle drei Koalitions-
partner haben noch Diskussionsbedarf“,
heißt es aus der CDU. In Unionskreisen
gibt man zu, selbst noch nicht genau zu
wissen, was man wolle. Deswegen sei das
Vorhaben „geschoben, aber nicht gestor-
ben“. Der Fahrplan, das Gesetz noch 2019
zu verabschieden, sei nicht beeinträch-

tigt. Zudemwird in der Union darauf ver-
wiesen,dasssichauch inderSPDnochkei-
neklarePositionabzeichne,weil sichman-
chemehr fürArbeitsplätze interessierten,
undmanchemehr für Klimaschutz.

Für die Koalition bleibt die Klimapoli-
tik damit vermintes Gelände. Schon mit
demBeginn ihrer RegierunghattenUnion

und SPD eingestehen müssen, dass sich
das Klimaziel für 2020 – ein Minus um
40Prozent im Vergleich zu 1990 – kaum
mehrerreichen lässt. DasKlimaschutzge-
setz sollte darauf Antwort geben. Doch
noch während der Koalitionsverhandlun-
gen stritten die Parteien, ob das Gesetz
überhaupt diesen Namen tragen darf.

Undzuletzt lagSchulzemitWirtschafts-
minister Peter Altmaier (CDU) und ihrem
Parteifreund Olaf Scholz über die Frage
imClinch,obundwieeineAbgabeaufKoh-
lendioxid helfen könnte, dessen Ausstoß
zuverringern. AnentsprechendenModel-
lenarbeitedasMinisteriumweiter, erklär-
te ein Sprecher Schulzes am Freitag. Die
abermalige Verschiebung des Gesetzes
wollte das Ministerium dagegen nicht
kommentieren. Auch die SPD bemühte
sich, dem Aufschub nicht zu viel Gewicht
zu geben. „Dass das Klimaschutzgesetz
2019 verabschiedet wird, steht nicht zur
Disposition“, sagte SPD-Fraktionsvize
MatthiasMiersch.

Klima (der Koalition) gerettet
Eigentlich wollte Umweltministerin Svenja Schulze nächste Woche ein Gesetz vorlegen, das die Erderwärmung

aufhalten soll. Nur: CDU, CSU und SPD sind sich über nichts einig. Projekt vertagt. Aber angeblich nicht beerdigt

Es wird ein Krisengipfel, wie ihn der Vati-
kannochnicht gesehen hat: VonDonners-
tag an versammeln sich die Vorsitzenden
aller nationalen Bischofskonferenzen in
Rom,ummitPapst Franziskus zuberaten,
wiediekatholischeKircheaufdenweltwei-
ten Missbrauchsskandal reagieren soll,
der sie erschüttert.Wird dasTreffenWege
aus der Krise weisen – oder bleibt es bei
frommenWorten?DerJesuitenpaterHans
Zollner bereitet die Konferenzmit vor.

SZ:WaserwartenSievondemTreffen?Es
gibt die Befürchtung, dass am Ende we-
nig Verbindliches stehenwird.
Hans Zollner: Ich erwarte, dass es eine La-
wine auslöst, die man nicht mehr stoppen
kann. Was in Rom verhandelt wird, wird
seinenWeg in die Ortskirchen finden.

Aber das Bewusstsein, dass sexuelle Ge-
walt die Wurzel der Kirche zerstört, ist
nichtüberall aufderWelt ingleichemMa-
ße vorhanden.
Ja, es gibt großeUnterschiede. InAustrali-
en hat eine staatliche Kommission For-
menund Ausmaß desMissbrauchs unter-
sucht; da hat das Thema einen anderen
Stellenwert als in Papua-Neuguinea, wo
man generell nicht offen über Sexualität
redet.Aberwaskannwichtiger fürdieKir-
cheweltweit seinalsderSchutzderSchwa-
chenundWehrlosen?DerSchutzvorMiss-
brauch, dieAufarbeitungdesMissbrauchs
ist für die Kirche existenziell.
Weiß das auch jeder Vorsitzende jeder Bi-
schofskonferenz?
Es ist überall das Bewusstsein dafür ge-
wachsen. Ich werde mittlerweile weltweit
eingeladen, inLänder, indenenbisvorkur-
zer Zeit das SprechenüberMissbrauch ein
absolutes Tabu war.
Die Angst, das Thema anzugehen, dürfte
vielerorts trotzdem noch groß sein.

Ja. Die kirchenrechtlichen Grundlagen
sind eindeutig. Aber die Frage, wie man
überMachtundGewalt redet,wiemanauf
Betroffene zugeht, allein schon, welche
Sprache man findet, das bleibt schwierig.
Da muss man Kirchenmitarbeiter ausbil-
denunddafürsorgen,dassdieauchUnter-
stützung von den Kirchenleitungen be-
kommen.
In Ländern, wo es immer noch Kinder-
ehen gibt ...
... oder Kindersoldaten, wo Kinder mit
sechs Jahren Schwerstarbeit verrichten
müssen – da gehört sexuelle Gewalt ein-
fachzuderGewalt,derKinderständigaus-
gesetzt sind. Da ist es manchmal schwer,
ein Bewusstsein dafür zuwecken, dass se-
xuelle Gewalt, gerade von Kirchen-
mitarbeitern, dasLebenvonKindernnoch
einmal besonders schädigt.
Und wenn in solchen Ländern der Pries-
ter, ganz anders als in Europa oder Nord-
amerika, als gottgleich gesehen wird,
gibt es keine kritischen Fragen an sein
Verhalten.
Das war lange in Europa auch so, denken
Sie an Irland – da durfte bis vor kurzem
keinkirchlicherWürdenträger inFragege-
stellt werden. Und auch in Deutschland
gibt es erst seit 2010einebreite öffentliche
Debatte. So groß ist der Vorsprung nicht.
Kann es da überhaupt weltweit gleiche
und verbindliche Regeln geben, wie
Kinder zu schützen sind und wie die
gescheheneGewalt aufgearbeitetwerden
soll?
Das katholische Kirchenrecht gilt überall.
DieGlaubenskongregationhat auch schon
2010 klargestellt, dass die Kirche hier kei-
nen eigenen Rechtsraum beanspruchen
darf, dass siemitStaatsanwältenundPoli-
zei zusammenarbeiten muss, wenn ein
Verdacht auftaucht. Die Frage ist, wie das
praktiziert undbeachtetwird, wie sehrRi-
sikofaktoren bei Priestern und Kirchen-
mitarbeitern gesehen werden, welche Be-
reitschaft zur Verantwortungsübernahme
des Führungspersonals es gibt. Das kann
man nicht so einfach verordnen. Es geht
um Einstellungen, Persönlichkeitsent-
wicklung, Bewusstseinsarbeit. Es geht um
die geistliche, spirituelleMotivation.
Das wird in den vier Tagen im Vatikan
kaumgelingen.
Vier Tage schaffen keine neuen Men-
schen. Aber es ist sehr wohl möglich, die
Debatte auf ein gemeinsames Niveau zu

heben, alle Verantwortungsträger derKir-
chezuverpflichten.WirwollenunsderVer-
antwortung stellen, wir wollen auf die Op-
fer zugehen,wirwollen tun,wasgetanwer-
den kann, damit Kinder und Jugendliche
so sicher wiemöglich sind. Eines der Ziele
des Treffens ist es, Task Forces zu bilden,
die dort eingesetzt werden, wo Hilfe nötig
ist, mit der entsprechenden Kenntnis der
Kultur. Wir dürfen nicht einfach unsere
Maßstäbe allen überstülpen, esmuss aber
auch klar sein, dass es keine Toleranz ge-
genüberMissbrauch geben darf.
Müssten nicht die Betroffenen, die Opfer
derGewalt, stärkerbeteiligtwerden?Vie-
leklagen,dassdieKirchesiehiereinzwei-
tesMal im Stich lässt.
Das ist eine der großen Herausforderun-
gen, sich denMenschenund ihremLeid zu
stellen, ihremberechtigten Zorn und ihrer
Wut, ihrer Einsamkeit, den zerstörten Le-
benschancen. Aber es ist auch eine Chan-
ce.Wer den Betroffenen begegnet, der än-
dert seine Einstellung, der ändert sein
Herz. Papst Franziskus hat das vorge-
macht: Er hat sich 2014 mit Missbrauchs-
Opfern getroffen und einfach nur zuge-
hört. Für viele, die Gewalt erlitten haben,

istdasderwichtigsteMoment in ihremLe-
ben: dass ihnen endlich jemand zuhört.
Das fällt aber vielen Kirchenleuten im-
mer noch schwer.
Es haben sich mittlerweile viel mehr Bi-
schöfeundOrdensoberemitOpferngetrof-
fen, als das gemeinhin bekannt ist. Viele
Betroffene wollen nicht, dass solche Ge-
sprächeöffentlichwerden.Aber ja, sieblei-
ben schwierig. Mancher Bischof hat das
Gefühl: Ich muss mich hier einem Pro-
blem stellen, für das ich gar nicht verant-
wortlich bin. Als Vertreter der Institution
kann er diese Verantwortung aber nicht
einfach wegschieben.
Es gibt ja inzwischen eine Reihe von Stu-
dien über sexualisierte Gewalt im Raum
der katholischen Kirche. Zeichnet sich
für Sie da ein Bild ab?
Es werden Muster sichtbar. Die Überhö-
hung der Rolle des Priesters zum Beispiel,
wo die Person völlig hinter dem Amt ver-
schwindet. Oder das Durchschnittsalter
derBeschuldigten:Es liegtbei etwa39Jah-
ren. Sie sind zehn, 15 Jahre im Amt, bevor
sie ihre Taten begehen; Trainer oder Leh-
rer, die so etwas machen, sind meist jün-
ger.Dasheißt, dieTatenhabenmeist nicht

mit fixierter Pädophilie zu tun, sondern
mit Überforderung, Frustration, Einsam-
keit, Selbstüberschätzung.
IstdafürnichtauchderZölibatmitverant-
wortlich?
So einfach ist das nicht. Aber wir müssen
neu nachdenken: Wie bereiten wir Pries-
teramtskandidaten auf ein zölibatäres Le-
ben vor, auf den reifen Umgang mit ihrer
Sexualität, die sie ja mit der Weihe nicht
einfach ablegen? Welches Bild vom Pries-
terwollenwir vermitteln?Wobei es ja auch
indenorthodoxenKirchenundderevange-
lischen Kirche Missbrauch gibt – das
sprichtdagegen, dassohneZölibat einfach
alles gut wird.
Eine weitere Besonderheit ist allerdings,
dass die Betroffenenbei der katholischen
Kirche überwiegend männlich sind.
Sonst trifft die Gewalt meist Frauen.
Spielt da nicht doch der problematische
Umgang der katholischen Kirchemit Ho-
mosexualität eine Rolle?
Homosexualität hat nichts mit Kindes-
missbrauchzu tun.Esgibt jadie irrigeVor-
stellung, man müsste nur alle schwulen
Priester aus der Kirche entfernen, und es
gäbe keinen Missbrauch mehr. Aber die
Frage, wie wir generell über Sexualität
sprechen, sie bewerten, mit ihr umgehen,
müssen wir uns schon neu stellen – nicht
nur im Zusammenhang mit dem Miss-
brauch. Da kommenwir an einen Lebens-
nerv.
Müsste nun der Vatikan nicht auch seine
Aktendurchforsten?Seit 1982müssenal-
leMissbrauchsfälle derGlaubenskongre-
gation gemeldet werden; es wäre wichtig
zu erfahren, wie in Rom mit solchen Fäl-
len umgegangenwurde.
Ich wüsste nicht, was dagegen spricht. Ich
fürchte aber, dass bei einer solchenUnter-
suchung die neuen Erkenntnisse begrenzt
blieben. Sehr viele Fälle wurden einfach
nicht nach Romweitergeleitet. Da werden
viele Lücken bleiben.
Fürs Selbstbild sind solche Untersuchun-
gen aber durchaus wichtig: Wie sind wir
mit solchen Fällen umgegangen, warum
gibtesdieseLücken,wohabenwirwegge-
schaut?
Die Frage nach unserem Selbstbild muss
noch viel tiefer gehen: Für was wollen wir
stehen? Was hat Jesus uns aufgetragen?
Da ist die Zeit der Ausflüchte vorbei. Aber
das bringt uns dem Evangelium näher.
 interview: matthias drobinski

hat die Bundesregierung im
Jahr 2017 für externe Bera-

tungs- und Unterstützungs-
leistungen ausgegeben. Dies

geht aus ihrer Antwort auf
eine Anfrage der Grünen im
Bundestag hervor. Anfang

Februar hatte das Finanzmi-
nisterium noch mitgeteilt,

dass 2017 für solche Verträge
248 Millionen Euro ausgege-

ben wurden. DPA

Die große Koalition will die Diesel-Schad-
stoff-Grenzwerte nicht lockern. „Es wird
keine Veränderung nach oben geben“, sag-
te Unions-Fraktionsvize Ulrich Lange am
Freitag. Der Grenzwert, den umgerüstete
Euro-5-Dieselfahrzeuge erfüllen müssen,
sei fachlich richtig, sagte auch SPD-Frakti-
onsvize Sören Bartol. Der Spiegel hatte zu-
vor berichtet, die Regierung wolle den
Wert ändern. Die Koalition hatte im No-
vember eine Änderung des Immissions-

schutzgesetzes auf den Weg gebracht, um
Diesel-Fahrverbote zu erschweren. Es ent-
hält eine Ausnahmegenehmigung für
nachgerüstete Diesel: Autos der Abgasnor-
men Euro 5 und darunter sollen dann in
Verbotszonen einfahren dürfen, wenn sie
mit Katalysatoren weniger als 270 Milli-
gramm Stickoxid ausstoßen. Einzelne Ab-
geordnete hätten 350 Milligramm als
Grenzwert ins Spiel gebracht, seien aber
gescheitert, hieß es.   MBAL

Berlin – EinWarnstreik hat am Freitag
große Teile des Berliner Nahverkehrs
lahmgelegt. Busse und Straßenbahnen
blieben bis 12 Uhr in den Depots,
U-Bahnhöfe verschlossen. Hunderttau-
sende stiegen auf die S-Bahn, Autos und
Fahrräder um oder gingen zu Fuß. Es
gab Staus und volle Züge, aber kein grö-
ßeres Chaos. „DerWarnstreik ist top
angelaufen“, sagte Jeremy Arndt, der
Verdi-Verhandlungsführer im Tarifkon-
flikt bei den Berliner Verkehrsbetrieben
(BVG). Die Gewerkschaft will mehr Geld
und Freizeit für die 14 000 Beschäftigten
(FOTO: DPA) herausholen. So soll für alle 14

000 Beschäftigten künftig die 36,5-Stun-
den-Woche gelten – knapp die Hälfte
muss heute 39 Stunden ran. Nach
Arndts Angaben liegen sie bei der Bezah-
lung im Bundesvergleich an vorletzter
Stelle. WeitereWarnstreiks sindmög-
lich: Beim nächsten Treffenmüsse ein
„verhandlungsfähiges“ Angebot der
Arbeitgeber auf den Tisch, sagte Arndt
bei einer Kundgebung vor der BVG-Zen-
trale: „Sonst müssenwir die nächsten
Schrittemachen.“ Die BVG ist das größte
kommunale Verkehrsunternehmen
Deutschlands.Mit 2,9MillionenKunden-
fahrten täglich ist sie das Rückgrat des
Berliner Nahverkehrs. dpa

Als vor gut zwei Jahren eine Diskussion
um hohe Nebeneinkünfte von Richtern
des Bundesgerichtshofs (BGH) und des
Bundesfinanzhofs (BFH)entbrannte,ahn-
ten die Verfassungsrichter, was folgen
würde.NämlichdieFrage,wieesdamitei-
gentlich am Bundesverfassungsgericht
ausschaut. Ende 2017 gab sich das Ge-
richt flugs eine Ethikrichtlinie, mit dem
Versprechen, Nebeneinkünfte fortan of-
fenzulegen.NunsinderstmalsdieErgeb-
nisse zu besichtigen; gemessen an den
Verhältnissen bei BGH und BFH sind sie
bescheiden ausgefallen.

Man kann es vielleicht so zusammen-
fassen: Wem es gelingt, einen Verfas-
sungsrichter füreinenVortragoder fürei-
ne Veranstaltung zu gewinnen, der hat
selten mit hohen Kosten zu rechnen. In
der Spalte „Vorträge“ sind von sechzehn
RichternüberhauptnurdreimitEinkünf-
ten verzeichnet. Spitzenreiter ist Peter
Müller mit 16000 Euro, weit abgeschla-
gen dahinter folgt Ferdinand Kirchhof

mit 4000 Euro. Vorträge sind nach dem
Kodex nicht gänzlich tabu, sie dürfen
abernichtdas„AnsehendesGerichts“be-
schädigen oder Zweifel an der Unabhän-
gigkeit begründen. Henning Radtke, ei-
gentlicheinguterRedner, istmitmodera-
ten 1000 Euro verzeichnet, ein Schnäpp-
chen. Und in der Rubrik „Mitwirkung an
Veranstaltungen“ bleibt alles imdrei- bis
vierstelligen Bereich, pro Jahr, wohlge-
merkt.Mehr als dieHälftederRichter hat
hier gar nichts eingenommen.

Das meiste Geld ist für „Publikatio-
nen“geflossen,wozumeistwissenschaft-
liche Texte gehören dürften. Spitzenrei-
ter ist derMünchner Professor Peter Hu-
bermit 30000 Euro (der damit auch ins-
gesamt auf Platz eins steht), gefolgt vom
Gerichtspräsidenten Andreas Voßkuhle
mit 19000Euro; siegebengemeinsamei-
nendreibändigenGrundgesetzkommen-
tar heraus. Auf Rang drei rangiert Sibylle
Kessal-Wulf mit 16000 Euro – der Rest
bleibt unter der Grenze von Zehntau-
send. Jahresschnitt proRichter: gut 8500
Euro. Beim BGH lag der Mittelwert 2016
bei 15000Euro, beimBFHbei 37000Eu-
ro; der BGH-Spitzenreiter verdiente da-
mals nebenher mehr als 275000.

Die „sozialdemokratischen“ Richter –
aufVorschlag der SPD insRichteramt ge-
wählt – sind beimGeld übrigens zurück-
haltender als die Unionskollegen. Johan-
nes Masing kommt auf gerade mal 3000
Euro, Monika Hermanns und Gabriele
Britz auf jeweils rund 1000 Euro, Yvonne
Ott nur auf 500. Und bei Ulrich Maidow-
ski steht sogar in allen drei Rubriken –
null.  wolfgang janisch

Im Dezember in Kattowitz, bei der Klimakonferenz: Sah so aus, als müsse sich Ministerin Svenja Schulze verteidi-
gen gegen Aktivisten, denen das alles zu langsam geht. Könnte sein, dass es genau so ist.  FOTO: MONIKA SKOLIMOWSKA, DPA

„Der Schutz vor Missbrauch ist für die Kirche existenziell“
Der Jesuit Hans Zollner spricht über die Konferenz, zu der der Papst die führenden Bischöfe der Welt nächste Woche in den Vatikan bestellt hat

Der Diesel-Grenzwert bleibt

Berlin –Die Länder fordern von der
Bundesregierungmehr Engagement
gegen störanfällige Atomkraftwerke
nahe der deutschen Grenze. Der Bundes-
rat forderte in seinem Beschluss vom
Freitag außerdem den Bund dazu auf, zu
prüfen, wie Exporte von Brennelemen-
ten aus Deutschland an diese Anlagen
gestoppt werden können. Auf EU-Ebene
wünschen sich die Länder eine generelle
Begrenzung der AKW-Laufzeiten und
ein europaweites Nuklearsicherheitssys-
temmit Kontroll- und Sanktionsmög-
lichkeiten. Die Initiative ging von Baden-
Württemberg, Nordrhein-Westfalen,
dem Saarland und Rheinland-Pfalz aus.
Die Regierung hatte zuvor angekündigt,
demGesuch der Länder zumindest teil-
weise nachzukommen: Eine Anfrage an
die EU-Kommission zu denMöglichkei-
ten eines Exportstopps sei bereits in
Vorbereitung hatte Umwelt-Staatssekre-
tär Jochen Flasbarth gesagt. dpa

722
Millionen Euro

Potsdam– Brandenburgs Grüne ziehen
mit den Spitzenkandidaten Ursula Non-
nemacher und Benjamin Raschke in die
Wahl am 1. September. Nonnemacher,
Chefin der Landtagsfraktion, erhielt bei
der Urwahl für Listenplatz eins 79,0
Prozent, Vorstandsmitglied Alexandra
Pichl hingegen nur 16,3 Prozent, wie die
Grünenmitteilten. Für Platz zwei gaben
61,6 Prozent dem Landtagsabgeordne-
ten Benjamin Raschke ihre Stimme. Er
setzte sich gegen den Landesvorsitzen-
den Clemens Rostock durch, der nur
35,1 Prozent erhielt. In Umfragen liegen
die Grünen bei zehn Prozent. dpa

Berlin –Die Rüstungsexporte in die
Türkei sind im vergangenen Jahr erneut
drastisch gesunken. Nach einer Antwort
des Bundeswirtschaftsministeriums auf
eine Anfrage der Linksfraktion geneh-
migte die Bundesregierung 2018 nur 58
Lieferungen an denNato-Partner, im
Wert von insgesamt 12,9Millionen Euro.
Im Vorjahr war das Exportvolumenmit
34,2Millionen noch fast dreimal so
groß. 2016 hatte es sogar 83,9Millionen
Euro betragen. Die Entspannung in den
deutsch-türkischen Beziehungen hat
sich also nicht auf die Genehmigungspra-
xis der Bundesregierung für Rüstungslie-
ferungen ausgewirkt. Hauptgrund dürf-
te weiterhin vor allem der Einmarsch
türkischer Truppen in Syrien zur Be-
kämpfung der Kurdenmiliz YPG vor
einem Jahr sein. Dabei wurden auch
„Leopard 2“-Kampfpanzer aus deut-
scher Produktion eingesetzt. dpa

Hans Zollner, 52, Jesuit,
Mitglied der Päpstlichen
Kommission für den
Schutz von Minderjähri-
gen, Leiter des Centre for
Child Protection in Rom.
Er lehrt Psychologie an
der Päpstlichen Universi-
tät Gregoriana, deren
Vizerektor er ist. FOTO: AP

Recht und billig
Richter mit Mini-Nebenjobs
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Im vergangenen August in Dublin: Franziskus betet für Menschen, denen Priester
sexuelle Gewalt angetan haben. FOTO: STEFANO RELLANDINI/REUTERS
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